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Alex Demirovic
Okologische Krise und die Zukunft der Demokratie

Zusammenfassung: Das prekire Verhdiltnis von dkologischer Krise und Demo-
kratie verlangt nach demokratietheoretischen Lisungen. Im folgenden Beitrag
werden zwei Ansdtze zu einer okologischen Verfassungstheorie diskutiert. Vor
allem deren okologische Modellbildung erweist sich, mit Blick auf das Projeks
gesellschafilicher Demokratie, als unzulinglich. Demgegeniiber wird vorge-
schlagen, gestiitzt auf einen Begriff gesellschaftlicher Naturverhdltnisse, die
Ausdifferenzierungslogik industrieller Gesellschaften zu demokratisieren.

I

Seit ldngerem ist der Wohlfahrtsstaat in der Krise. Sie resultiert aus den inneren
Widerspriichen und der Dynamik des Klassengegensatzes, dem er in den vergan-
genen Jahrzehnten mehr oder weniger erfolgreich die Form einer kompromiBori-
entierten Beteiligung der Arbeiterklasse an den gesellschaftlichen Entscheidun-
gen gab. Wesentliche Merkmale des Kompromisses waren stetiges Gkonomisches
Wachstum durch die Steigerung der Massenkaufkraft, die Ausbildung kollektiv
verbindlicher Normalbiographien und sozialstaatliche Sicherheitsgarantien. Aus-
gehandelt wurde dieser Kompromif§ (zumindest in der Bundesrepublik) in der
Form korporatistischer Absprachen zwischen staatlicher Administration, Ver-
binden und Parteien. Fiir die Vertretungsorgane der Arbeiterklasse hatte diese
Form der Interessendurchsetzung eine nachhaltige Vereinheitlichung der Interes-
sen und Reprisentationsformen und eine Biirokratisierung der Gewerkschaften
und eine Umwandlung der SPD zur Volkspartei zur Konsequenz.

Die Krise der sich mittels wohlfahrtsstaatlicher Interventionen reproduzierenden
Gesellschaft entfaltete sich in unterschiedlichem Rhythmus in jedem ihrer ver-
schiedenen sozialen Bereiche. Dies gilt - politisch aktualisiert durch die neuen
sozialen Protestbewegungen - fiir den gesamten Bereich der Produktionsbedin-
gungen (vgl. O*'Connor 1988) in dreierlei Hinsicht: Der keynesianisch-fordisti-
sche Klassenkompromify stiitzte sich erstens wesentlich auf den Mechanismus
von Nachfragesteigerung breiter Konsumentenschichten und progressive Pro-
duktivititssteigerung - ein Mechanismus, der in hohem Mafie zur irrationellen
Verwendung nicht-regenerierbarer natiirlicher Ressourcen fiihrt. Staatliche Inve-
stitions- und Sozialprogramme, mit denen wesentliche Ziele des wohlfahrtsori-
entierten Klassenkompromisses verwirklicht und erhalten werden sollten (Wohn-
ungs-, Straflenbau, Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion), zerstor-
ten zweitens Gkologische Systeme. SchlieBlich werden drittens in einer Vielzahl
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von Produktionsverfahren und bei den Produkten selbst die Skologischen, gesell-
schaftlichen und individuellen Folgen nicht oder nur in geringem Mafle beachtet.
Die Krise des Wohlfahrsstaates besteht nun im besonderen darin, daB seine In-
terventionsinstrumentarien, Koordinaticnsmechanismen und Partizipationsfor-
men, die sich wihrend der vergangenen Jahrzehnte ausgebildet haben, angesichts
der neuvartigen und durch den wohlfahrtsstaatlich organisierien Klassenkompro-
mif} produzierten gesellschaftlichen Probleme versagen. Vor allem haben sich
die Interessenlagen der Kompromifiparteien und damit die Parameter der sozialen
Auseinandersetzungen selbst verschoben. Fiir die Kapitalseite sind die Fest-
schreibungen der Kompromisse der vergangenen Jahrzehnte zu einer Fessel ge-
worden: Die wohlfahrtsstaatlichen Priorititen mit ihrer Subventions-, Investiti-
ons- und Sozalpolitik verhindern eine flexible Reaktion auf die Krise, neue
Marktkonstellationen und neue Technologien. Die Gewerkschaften reagieren in
der Regel defensiv mit der Verteidung fritherer Errungenschaften, doch auch sie
sind gezwungen, zur Kenntnis zu nehmen, daf} alte Strategien durch neue Krif-
tekonstellationen ihre Wirksamkeit verloren haben. Traditionelle Formen staatli-
cher Interventionen sind also von der Kapitalseite in vielen Hinsichten nicht er-
wiinscht, weil sie einen alten Zustand eher erhalten. Dariiberhinaus aber reichen
die rechtlichen und monetiren Steuerungsmittel staatlich- administrativer Politik
an die perversen Effekte ihrer eigenen Steverungsversuche nicht heran. Staatliche
Politik ist - und daran hat sich seit den ersten Beobachtungen von Marx zur
Selbstreferenz staatlicher Biirokratien wenig gedndert - der Tendenz nach irratio-
nal, da sie nicht weif, »mit welcher Gesellschaft sie es zu tun hat« (Luhmann
1987, 127ff.). In der Krise des Wohlfahrtsstaats iiberlagern sich demnach also
mindestens drei Krisenprozesse: Krise in den Produktionsbedingungen, Krise im
Gleichgewicht des Klassenkompromisses und Krise der Staatsinterventionen.

Mit der Krise staatlicher Politik wird auch die staatlich zentrierte Form demo-
kratischer Willensbildung, die darauf zielt, in den staatlich-administrativen Ent-
scheidungsprozefl eine Vielzahl unterschiedlicher gesellschaftlicher Gesichts-
punkte einzubringen, prekdr. Dabei handelt es sich nicht allein darura, daf die
rechtlich vermittelte Selbstregulierung der Gesellschaft irrational ist, insofern sie
an die Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche (Produktionsverfahren, Produkte,
kollektiver und individueller Konsum} nicht heranreicht, in denen Gkologische
Probleme entstehen. Rechtsnormen und die von ihnen nach Konditionalpro-
grammen gesteuerte Eingriffsverwaltung erscheinen angesichts komplexer Tech-
nologien und ausschlieBlich technisch- wissenschaftlicher Problemdefinitionen
schlicht antiquiert (vgl. Wolf 1987; Blanke 1986). Mehr noch als in dieser sach-
lichen Dimension - aber eng damit zusammenhéngend - entgleitet der kapitalisti-
schen Gesellschaft der zeitliche Selbstbezug mittels einer rechtlich kodifizierten
. demokratischen Willensbildung in der Form der parlamentarisch-reprisentativen
* Demokratie (PreuB 1984). Haben nimlich Skologische Schiden, Risiken und
* Gefahren hiufig eine zeitliche Reichweite von vielen zehntausend Jahren, so ist
“der Zeithorizont der gegenwirtig vorwiegenden demokratischen Verfahren auf
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vielleicht zwei bis drei Legislaturperioden beschrinkt. Da sie damit aber noch
den Zukunftsprojektionen der Industrie hinterherhinken, kann von Steuerung,
gar demokratisch bestimmter Steuerung gesellschaftlicher Naturaneignung - die
allerdings gegenwirtig weitgehend in industriell-kapitalistischer Form stattfindet
- eigentlich keine Rede sein.

Bei der Frage nach der Zukunft der Demokratie handelt es sich also um die
Frage nach zwei Zeithorizonten, die gegenwirtig im Begriff sind, sich zu ent-
schrinken. Nur wenn es gelingt, das Problem des sehr weit ausgreifenden Zeit-
horizonts der Formen des gesellschaftlichen Naturverhiltnisses und die ihn ge-
genwiirtig so bedrohlich erscheinen lassenden 8kologischen Krisenprozesse an-
gemessen zu 16sen, wird Demokratie, also die selbstbestimmte Koordination so-
zialer Kollektive, eine Zukunft haben. Doch kann das Problem auch genau um-
gekehrt formuliert werden: Nur ihre Zuknft offen aushandelnden und bestim-
menden, also selbstbestimmten Vergesellschaftungsformen wird es méglich sein,
die verschiedenen gesellschaftlichen Naturverhiltnisse in den Koordinations- und
Verallgemeinerungsprozefl von unterschiedlichen kollektiven Lebensweisen mit-
einzubeziehen und die Usurpation des Zukunftshorizonts und Skologische Kri-
senprozesse zu verhindern.

Im folgenden mdéchte ich zwei kritisch- gesellschaftstheoretische Ansitze zu ei-
ner Okologisch orientierten Verfassungstheorie diskutieren. Sie versuchen, die
Gesichtspunkte Okologie und Demokratie verfassungstheoretisch zu integrieren
und theoretisch zur Entwicklung demokratischer Institutionen beizutragen, die
eine ausreichende Interventionstiefe haben, um Okonomische, technische und
Okologische Entwicklungen zu steuern und die Langzeitfolgen der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung wie der staatlichen Interventionen reflexiv zu bertick-
sichtigen; Institutionen, die gleichzeitig die Staatseingriffe zur Disposition kol-
lektiver Entscheidungen stellen. Ziel dieser Vorschlige ist es, die Verdnderun-
gen des gesamten gesellschaftlichen Bezugssystems auch in der Verfassungstheo-
rie zu beriicksichtigen, die mit ihren Freiheitsverbiirgungen und Verfahrensnor-
men die demokratische Koordination unterschiedlicher sozialer Interessenlagen
gewihrleistet, indem sie den Erwartungs- und Entscheidungshorizont der sozia-
len Akteure stabilisiert. Neue Problemlagen, soziale Verhiltnisse und Hand-
lungsmuster lassen sich nicht ohne weiteres im Rahmen tradierter Normsysteme
regeln. Von den hier erSrterten Ansitzen wird eine neue Entwicklungsstufe des
biirgerlichen Staates ins Auge gefafit, der die negativen Folgen sozialstaatlicher
Interventionen in die weiteren Entscheidungs- und Ausfithrungsprozesse reflexiv
einbezieht und dariiber hinaus sich an Skologischen Giitekriterien orientiert. Ich
mochte zeigen, daB beide Ansitze das Problem der Integration von staatlicher
Steuerung (unter der Voraussetzung einer kapitalistischen Gesellschaft), Demo-
kratie und Okologie nicht 16sen. Danach méchte ich einen gesellschaftstheoreti-
schen Hinweis geben, in welche Richtung sich demokratietheoretische Uberle-
gungen von marxistischer Seite orientieren miifiten, die zu einer Lésung der ge-
genwirtige Krise des gesellschaftlichen Naturverhdltnisses beitragen wollen. Da-
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bei teile ich ausdriicklich die Annahme der hier diskutierten Autoren, daf ein
solcher Beitrag sinnvoll ist, weil 'die Zeit dringt'; d.h. es erscheint nicht sinn-
voll, einem Revolutionsmodell nachzufolgen, das die Losung simtlicher gesell-
schaftlicher, also hier Gkologischer Probleme von der Abschaffung kapitalisti-
scher und der Einrichtung 6ko-sozialistischer Produktionsverhiltnisse erwartet.
Vielmehr konnte eine Strategie zur LOsung Gkologischer Probleme selbst zu ei-
ner demokratischen Transformation der kapitalistischen in vergesellschaftete und
den kollektiven Willensbildungsbildungsprozessen unterworfene Produktions-
verhdltnisse beitragen.

L1 8

Evrstens. Eine Maoglichkeit, 6kologische Gesichtspunkte in demokratische Ver-
fahren und staatliche Entscheidung und Implementation zu integrieren, besteht
darin, rechtsstaatliche Prinzipien auf die Natur auszudehnen. Diese Option hat
Thomas Blanke in Voriiberlegungen zu einer Skologischen Verfassungstheorie
auszunarbeiten versucht.

Gegen eine von Marcuse inspirierte Kritik, wonach die Rechtsgemeinschaft mit
der Natur nur die ohnehin bestehende Vergesellschaftung der Natur, also ihre
Unterwerfung unter den bestehenden Mechanismus der Kapitalverwertung sank-
tionieren wiirde, betont Blanke die immanente Beziehung von Natur und Gesell-
schaft: Aufgrund des fortgeschrittenen Standes der Naturbeherrschung ist Natur
schon lingst ein Moment der Gesellschaft. Sollen die negativen Folgen des bis-
herigen gesellschaftlichen Selbstbezugs vermittels Natur iiberwunden werden, so
muf} der bislang externalisierte Bereich Natur bewufit zum Gegenstand rechtli-
cher Regelung gemacht werden. Damit kann Blanke das Problem verschieben.
Denn nun geht es aus seiner Sicht eher darum, wie das Rechtsssystem so dyna-
misiert werden kann, dafl es neuartigen gesellschaftlichen Problembereichen,
dem Gkologischen ndmlich, gewachsen ist.

Der gesellschaftliche Entwicklungsprozef ist nicht durch systemisch bestimmte,
unverdnderliche Gesetze festgelegt, sondern immer durch die Handlungen von
Akteuren vermittelt, die sich ihrerseits an den Normen einer universalistischen
Moral orientieren, auf die im Streitfall Bezug genommen werden kann. Eine auf
rationale Begriindung von Handlungen gegriindete, nach Rechtsstaatsprinzipien
von Freiheit und Gleichheit verfasste Gesellschaftsordnung kann nicht »als kon-
krete, inhaltlich richtige Ordnung« aufgefasst werden, sondern »allein als ergeb-
nisoffener Prozel eines Verfahrens unter gleicher Beteiligung aller, die es an-
geht« (Blanke 1985, 402). Die existierenden, vernunftrechtlich begriindeten Ver-
fassungsprinzipien gewdhrleisten also an sich ein ausreichendes Rationalititspo-
tential der demokratischen Entscheidungsverfahren. Sie bieten die Gewihr nor-
mativer Kriterien, die gegen die legale Festschreibung spezifischer gesellschaftli-
cher Verhiltnisse, die die Freiheit und Autonomie der Einzelnen einzuschrinken
drohen, in Anspruch genommen werden konnen. Damit verhindern sie dem
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Prinzip nach eine Selbstblockierung rechtsstaatlicher Verfahren in inhaltlichen
und substantialisierten Bestimmungen und garantieren - was im Hinblick auf den
Bau von Atomkrafiwerken oder die ZerstSrung von Skologischen Systemen be-
deutsam ist - ein hohes Mafl an Reversibilitit des politischen Entscheidungspro-
zesses; d.h. eine Offenheit der Zukunft, in der sich neu bildenden Interessenla-
gen ausreichend Zeit gelassen ist, sich ihrerseits zu einer demokratischen Mehr-
heit auszubilden und vorangegangene Entscheidungen riickgingig zu machen.
Die Inanspruchnahme der kontrafaktischen, hypothetischen Normen der Ver-
nunftmoral stellt gleichwohl keine Bedrohung der legalen Ordnung dar, weil sie
als Legitimation in das Rechtssystem als Verfassungsordnung integriert sind.
Durch den Einbau der Legitimitit der Rechtsordnung in diese selbst entsteht eine
Dynamik auf hoéherer Stufe. Denn das Legalititssystem wird durch den
Anspruch der Individuen, sich seinen normativen Grundlagen von Freiheit und
Gleichheit entsprechend zu entwickeln, stindig von newuem aufgestdrt und
gezwungen, sich weiter zu entwickeln - und wo es dies nicht tut, beschwdrt es
ernsthafte gesellschafiliche Konflikte herauf. Aus der inneren Dynamik des
modernen biirgerlichen, vernunftrechtlich begriindeten Rechtssystem [afBt sich,
so Blanke, eine nach selbst noch dem Rechtssystem immanenten Gesichtspunkten
gesteuerte Uberschreitung von Herrschaft erwarten, da das Rechtssystem sich auf
immer hohere Niveaus entwickeln wird, um ein Auseinanderbrechen von
Legalitit und Legitimitit zu verhindern (vgl. ebd., 414f.).

Eine Gefahr fiir diese historische Dynamik resultiert in der Bundesrepublik, wie
Blanke im AnschluB} an eine seit vielen Jahren geduBerte Kritik am Rechtssystem
der Bundesrepublik meint, aus den Legitimititsvorstellungen des Bundesverfas-
sungsgericht. Die Zusammenfassung tragender Verfassungsprinzipien zur »frei-
heitlich demokratischen Grundordnung« durch das BVG - bei aller Fortschritt-
lichkeit, die »die selbstreflexive Festschreibung der gesellschaftlichen Funktions-
mechanismen in der Gestalt eines verbindlichen Legitimititskanons« bedeutet
(ebd., 417) - weist die »Definitionsmacht iiber Inhalt und Grenzen demokrati-
scher Legitimitit als staatliches Monopol« aus (ebd.). Damit wird, Blanke zufol-
ge, der demokratische Konstitutionsproze der Tendenz nach umgekehrt und die
Entfaltung des Prinzips der demokratischen Selbstregierung nicht nur behindert,
sondern hinter der Substantialisierung zum Verschwinden gebracht. Dieses Prin-
zip 1aBt sich jedoch gegeniiber vorschnellen und politisch interessierten materia-
len Festschreibungen nur durch Verfahrensoffenheit und Reversibilitit gewihr-
leisten.

Zu diesen Uberlegungen mochte ich einige kritische Bemerkungen machen.
Blanke kann mit seinen Uberlegungen zu einer vernunftrechtlich begriindeten
und verfahrensformig organisierten Verfassung zeigen, dafl die biirgerlichen
Rechtsprinzipien keineswegs lediglich ein weiteres Mittel zur Unterdriickung
von Natur und zur Ausdehnung von Vergeselischaftung sind. Doch ist nicht er-
sichtlich, in welcher Weise eine solche Verfassung in besonderer Weise als
6kologisch ausgezeichnet werden kann. Denn eine nach vernunftrechtlichen
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Prinzipien konstruierte Verfassung kann allenfalls eine »normative Schranke ge-
geniiber dem industriellen ‘Autismus’ gegeniiber Natur und Umwelt« errichten
{ebd., 402). Da die rechtsférmigen Verfahren inhaltlich nicht bestimmt sind,
wird eine Schranke nur danmn und in dem Mafle errichtet, wie Biirger ihre Stim-
me fiir 6kologische 'Interessen’ erheben. Weder 1dft sich also eine inhaltliche
Orientierung der Verfassung an der Okologie begriinden noch, da in die forma-
len Verfahren automatisch auch Skologische Gesichtspunkte in einer besonderen
Weise eingehen - 'Natur’ braucht quasi gar nicht beriicksichtigt zu werden, weil
sie schon vergesellschaftet ist. Daraus folgt: Auch ein nach Vernunftprinzipien
in héherem MaBe prozeduralisiertes Verfassungssystem reicht an die Skologische
Krisenlage nicht heran.

Blanke hiilt die Spannung von Legitimitit und Legalitét des bestehenden Verfas-
sungssystem fiir so dynamisch, dafl es auf 6kologische Problemlagen angemessen
reagieren kann - solange es eben nicht auf bestimmte Werte festgeschrieben
wird. Doch sind Zweifel an der dynamischen Dimension des Verfassungssystems
angebracht, in der sich Lernvorginge der Verfassung und die Umstellung auf
umfassendere Zeitperspektiven abspielen. Blanke geht davon aus, daf die
Rechtsordnung durch die Inanspruchnahme der ihm innewohnenden Prinzipien
stindig von neuem verfliissigt und angetrieben wird, ein héheres gesellschaftli-
ches Lernniveau zu erreichen. In diese Konstruktion gehen geschichtsphiloso-
phisch bestimmte, finalistische und teleologische Grundannahmen ein, wonach
die Entwicklung des Rechtssystems ausschlieflich durch die immanente Dyna-
mik der Freiheits- und Gleichheitspostulate des biirgerlichen Vernunftrechts be-
stimmt ist. Damit aber werden die Moglichkeiten gesellschaftlichen Lernens be-
schrinkt, da sie auf die einzige Dimension der Realisierung von Freiheit und
Gleichheit festgeschrieben sind. Gerade diese Dimension weist aber einen stati-
schen Aspekt auf. Es ist unstrittig, dal die moderne biirgerliche Gesellschaft
durch den Gegensatz von normativen Anspriichen und einer dieser nicht ange-
messenen Wirklichkeit gekennzeichnet ist. Allerdings ist nicht ohne weiteres
beweisbar, daf} die sich daraus ergebende Dynamik einer 6kologischen und de-
mokratischen 'Verbesserung' der kapitalistischen Gesellschaft tatsdchlich das Er-
gebnis zeitigt, das man sich vom Einholen der Normen erwartet. Denn die Be-
ziehung von Norm und Wirklichkeit 138t sich selbst als ein spezifisches, soziales
Verhiltnis kapitalistischer Gesellschaft auffassen. Es handelt sich gewissermaBen
um eine »leere« Dynamik, die ein sehr grundlegendes politisches Problem auf-
wirft. So wird in der demokratietheoretischen Diskussion festgestellt, dal} gerade
die Versuche zur Realisierung von Freiheit und Gleichheit, wie sie die biirgerli-
che Gesellschaft seit der Franzosischen Revolution kennt, umschlagen in Totali-
tarismus. Marx hat deswegen seit seiner Kritik an der Politik der Jakobiner da-
von Abstand genommen, Sozialismus als Realisierung der Normen von Gleich-
heit und Freiheit aufzufassen (Marx 1953, 160; vgl. auch Maihofer 1991; Demi-
rovic 1988). Aus dieser kritischen Sicht ergibt sich die Vielzahl von Problemen,
die unter dem Stichwort der Skologischen Krise zur Diskussion stehen, gerade
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aus jenem Typ der Fortschrittsdynamik und Evolutionslogik, der in der Span-
nung von biirgerlichen Normen und Wirklichkeit auf jedem Niveau der kapitali-
stischen Entwicklung von neuem reproduziert wird. Die Fortschrittskritik der
Kiritischen Theorie hat trotz ihrer Crientierung an frithbiirgerlichen Normen zu
Recht sehr nachhaltig betont, daB der Fortschritt im Typ des Fortschritts selbst
liegen muf (Benjamin 1974; Horkheimer 1987; Horkheimer, Adomo 1987).
Das biirgerliche Recht kann aber eben nur in der Spannung von vernunfirechtli-
cher Norm und positivem Gesetz operieren. Da es, auch Blanke zufolge, von den
gesellschaftlichen Explikationen und der konkreten Inanspruchnahme dieser
Normen abhingig ist, verfiigt es nicht {iber die Parameter seiner inneren Dyna-
mik. Eine Rechtstheorie, die diese Kritik am rechtlich codierten Spannungsver-
hiltnis von Norm und Wirklichkeit nicht ihrerseits reflexiv beriicksichtigt,
schreibt den Lerntyp der kapitalistischen Gesellschaften von vornherein finali-
stisch auf die Realisierung biirgerlicher Legitimitiitsstandards fest.

Erwihnt werden soll hier am Rande, daff Blanke mit seiner Position theoretisch
die demokratische Konzeption der »Griinen« zusammenfaBt. Die »Griinen« kriti-
sieren an der herrschenden Form der parlamentarisch-repréisentativen Praxis die
Blockierung und Verhinderung einer offenen und Gffentlichen Willensbildung
und Beteiligung aller. Thr Ziel ist es, die parlamentarischen und reprisentativen
Kanile neu zu &ffnen bzw. neue zu schaffen, in denen auf méglichst unver-
falschte Weise Meinungen und Interessen in die Diskussion gebracht werden
konnen. Nur eine solche Offnung des politischen Systems, so die zugrundlie-
gende Vorstellung, verschafft diesem ein ausreichendes Mafl an Flexibilitit, fiir
neu anstechende - und das heifit vor allem: Skologische - Probleme ausreichend
responsiv zu sein. Die »Griinen« gehen von der demokratietheoretisch eher be-
zweifelbaren Annahme aus, derzufolge eine héhere Durchlissigkeit der 6ffentli-
chen Willensbildung zwangsldufig zu einer stirkeren Beriicksichtigung dkologi-
scher Interessen filhren wiirde, weil die unmittelbaren Lebensinteressen der Be-
vilkerung zur Geltung gebracht werden konnten. Die politiktheoretischen An-
nahmen der »Griinen« sind in mehreren Hinsichten unplausibel: Dies gilt
zunéchst fiir die Annahme, daf die Schliefung der ideologiekritisch vermerkten
Liicke von biirgerlichen Verfassungsnormen und gesellschaftlicher Realitit der
Bundesrepublik bereits schon zu einer so hohen Durchldssigkeit der staatlichen
Institutionen fiihrt, daB eine Reorganisation von demokratischen Verfahren und
Institutionen sich eriibrigt und Entscheidungen im Hinblick auf langfristige
okologische Problemlagen ermdglicht werden - das Problem der Implementation
und staatlicher Steuerung wird dabei einfach auBer Acht gelassen. Zweitens wird
ein klassisches Dilemma der Demokratietheorie ignoriert und daher angenom-
men, daff die demokratische Entfaltung von Interessen quasi-automatisch zu ei-
ner Okologischen Gemeinwohlorientierung beitragt, daff also, mit anderen Wor-
ten, 'unverfalschte’ Mehrheitsentscheidungen auch verniinftig seien. SchlieBlich
wird ignoriert, daB der Riickgriff auf Lebensinteressen auch antidemokratische
Konsequenzen haben kann, denn er bedeutet eine Naturalisierung der Politik,
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insofern diese nicht zum Gegenstand demokratischer Diskussions- und Aus-
handlungsprozesse gemacht werden kdnnen (vgl. kritisch Becker 1984),

Zweitens. Der Ansatz von Blanke steht hier fiir eine theoretische Strategie, die
die staatliche Bewiltigung der &kologischen Krise im Rahmen einer demokrati-
schen Verfassung durch die Erweiterung der Verfahrensrationalitit des Rechts-
staats fiir bewiltigbar hélt. Ulrich Preufl verfolgt mit seinem Ansatz, den ich im
folgenden darstellen mSchte, genau die umgekehrte Strategie. Denn er hilt es fiir
geboten, daB die Skologischen Krisenphinomene direkt in die Problemldsung
eingehen und ihre »Eigenart auch den Charakter dieser ProblemiGsung« bestim-
men kann(Preull 1987, 158).

In seiner Rekonstruktion bestand die bisherige Funktion rechtsstaatlicher Verfas-
sungen darin, gegensitzliche gesellschaftliche Interessen durch Verfahren und
Institutionen zu vermitteln, in denen sich gesellschaftliche Interessen in politi-
sche Herrschaft transformieren und rationalisieren lieBen. Ein Typus linker Ver-
fassungstheorie, der sich wihrend der letzten Jahrzehnte weitgehend an dem
wachstumsorientierten Klassenkompromiff orientierte und die Artikulations- und
Durchsetzungsmoglichkeiten der Arbeiterbewegung zu erhalten oder zu erwei-
tern strebte, dabei aber notwendigerweise die Externalisierung aller negativen
Wachstumsfoigen und ihre Kumulation zu Skologischen Krisentendenzen igno-
rierte, 148t sich nicht ldnger fortsetzen. Soll »demokratische Emanzipation und
Selbstbestimmung {iberhaupt wieder als wirkungsmichtiges Projekt entwickelt
werden kénnen« (PreuB 1985, 77), ist es nétig, Zeit zu gewinnen und die Zu-
kunft fiir Revisionen bisheriger Entscheidungen und fiir neue demokratische Op-
tionen offen zu halten. Preufl vermutet, wie auch Blanke, daf} dies nur gelingt,
wenn die Lernkapazitiit der Verfassung durch ein neues institutionelies Design
gesteigert wird, das die Bedingungen des Prozesses, »in dem die Gesellschaft
ihre eigenen Grundstrukturen stindig revolutioniert« (ebd., 78), mitberiicksich-
tigt. Verfassung wiirde reflexiv, weil sie - flexibel auf neue Problemlagen rea-
gierend - sich gemif ihren eigenen Prinzipien stindig verindern wiirde: »Die
Verfassung selbst wiirde sich dabei stindig andern, so dal man pointiert sagen
konnte, daBl eine Verfassungstheorie eine Theorie der kontrollierten Verfas-
sungsinderung wire.« (Ebd.) Verfassung wire also nicht nur offen fiir neu ent-
stehende Problemlagen, sondern ndhme mit einer weitausgreifenden, auf reflexi-
ves Lernen eingestellten Zeitperspektive eine globale Steuerungsfunktion der ge-
sellschaftlichen Entwicklung wahr, die das Recht in der Geschichte der biirgerli-
chen Gesellschaft vielleicht immer angestrebt, aber bislang nie erreicht hat.

Nur eine solche »reflexive Verfassung«, die verfahrensformig ihre eigenen Ver-
fahren zur Disposition demokratischer Entscheidung stellen kann, gewihrleistet
ein ausreichend hohes Lernniveau und die erforderliche Offenheit fiir gesell-
schaftliche Zukunftsprobleme. Damit aber wird einem der entscheidenden Desi-
derate der modemen biirgerlichen Demokratie entsprochen: dem der Reversibi-
litdt von Entscheidungen. Denn selbst wenn keine Katastrophe als Resultat neue-
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rer Technologien, Ressourcenausbeutung und UmweltzerstGrung eintritt, ist es
doch mit den Prinzipien rationaler und demokratischer Entscheidungsverfahren
unvereinbar, daB eine mdglicherweise historisch transitorische Produktionsweise
und eine bestimmte Konfiguration verfassungsmifig umschriebener gesellschaft-
licher Entscheidungensmechanismen die Zukunft vieler Generationen festlegen
und begrenzen, Reversibilitiit also geradezn verunmdéglichen kann. Dem Modell
einer reflexiv gewordenen Verfassung zufolge werden Risiken nicht mehr linger
auf zukiinftige Generationen abgewilzt, vielmehr werden sie als stumme Teil-
nehmer in heutige demokratische Entscheidungsprozesse institutionell mit einbe-
zogen (vgl. PreuB 1984, 237).

Die Argumentation von Preufl ist bis zu diesem Punkt insgesamt prozedurali-
stisch und gibt noch keinen Grund dafiir an, warom Rationalitit und Lernfihig-
keit einer hoherstufigen Verfassung sich erst aus einem Gkologischen Parameter
ergibt. In seiner Erlduterung des Begriffs der Skologischen Demokratie macht
PreuB dies selbst deutlich. Sein trivialeres Argument geht ndmlich dahin, daf der
Mensch als Sozialwesen Nutzungsanspriiche an den Naturhaushalt stellt, die den
Menschen als Naturwesen bedrohen. Lernfihigkeit bezieht sich in diesem Fall
lediglich auf die reflexive Bertiicksichtigung eines gerechtfertigten menschlichen
Interesses. Dies ldunft, wie im Vorschlag von Blanke, auf die Vermeidung von
Skologisch falschen politischen Entscheidungen hinaus, indem demokratisch
vertretene Voten in hoherem Malle in den politischen ProzeB einbezogen wer-
den, setzt aber voraus, was in der verfassungstheoretischen Argumentation ge-
rade nicht vorausgesetzt werden darf, daB sich ndmlich gesellschaftliche Gruppen
und Individuen stindig fiir Skologische Probleme engagieren mdchten. Die
rechtliche Kodifizierung soll jedoch vor allem dieses Dauerengagement iiberfliis-
sig machen und die sozialen Akteure entlasten indem sie eine positive Steue-
rungsfunktion wahrnimmt.

Erst mit zwei weiteren Argumenten, die den Begriff der Reflexivitit unter 6ko-
logischen Gesichtspunkten préizisieren, gibt Preul Hinweise auf positive Merk-
male einer spezifischen Gkologischen Demokratieauffassung. Zunéchst einmal
kann seiner Meinung nach die Beziehung des Menschen zur Natur Skologisch
sein, sofern sich »der Mensch als Teil des Naturhaushalts begreift und seine
Austausch- und Interaktionsbeziehungen zu den anderen Elementen dieses Haus-
halts nach dem Prinzip der Selbstreproduktion dieses Gesamtsystems organi-
siert«. Uber das bloBe Vermeidungsverhalten schidlicher Eingriffe in den Natur-
zusammenhang bezeichnet der Begriff der 6kologischen Demokratie das Problem
einer menschlichen Vergesellschaftungsform, die sich der Tatsache bewufit zu
sein hitte, Teil integrierter 6kologischer Kreislidufe zu sein. Preufl selbst entwic-
kelt dieses Argument nicht weiter. Soweit es gegenwirtig ausgearbeitet ist, er-
gibt sich allerdings der Einwand, daB hier nicht der Vergesellschaftungsgrad der
Natur berticksichtigt, sondern umgekehrt Gesellschaft in Natur aufgelSst wird.
Die 6kologische Integration des modernen Rechtsstaats wiirde rechtlichen Nor-
men ihren historischen Charakter der Aushandelbarkeit nehmen, und die Gefahr
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entstiinde, daB jede Rechtsverletzung den schicksalsschweren Charakter der
Verletzung von Naturgesetzen erhielte.

Das dritte Argument schliefilich geht umgekehrt dahin, dal das gesellschaftliche
Leben nach kologischen Gesichtspunkten ausgestaltet sein sollte, d.h. die Sozi-
albeziehungen also die Entfaltung der menschlichen Zivilisation zu begiinstigen
hitten. Als giinstig kann - analog zu Okosystemen - eine gegliickte Kombination .
von Bewahrung zivilisatorischer Errungenschaften mit der »ungebundenen Po-
tentialitdt der Verdnderung« gelten, die sich aus der Flexibilitdt der Menschen
ergibt. Gleichfalls analog zu Okosystemen gilt ein hohes Ma$ an kultureller Di-
versitit als Zeichen einer sehr grofien Flexibilitdt und Anpassungsfahigkeit an
Verinderungen. Okologische Demokratie trigt wesentlich zur Erhaltung dieser
Flexibilitit bei, die der menschlichen Zivilisation erlaubt, »ihre Selbstverinde-
rung zu stewern«. Damit will Preul aber iiber die Vorstellung hinausgehen, wo-
nach eine Verfassung nur den Ausgleich von widerspriichlichen Interessen und
die Koordination von Zukunftsentwiirfen der verschiedenen Machtblocke organi-
siert. Gesellschaftliche Veriinderungen, die sich als Resultante konkurrierender
Machtpositionen ergeben, koénnen seiner Meinung nach nicht als Lernprozesse
bezeichnet werden. Das Modell von check und balances, von Macht und Ge-
genmacht mache lernunfihig und gewihrleiste keine ausreichende Offenheit und
Flexibilitit im Sinne von »Verinderungspotentialitit«. Okologisch strukturierte
demokratische Institutionen miissen auf den offenen Umgang mit Ungewilheit,
»d.h. fiir eine unbekannte Zahl und Qualitit neuer Informationen, die wir zu
verarbeiten haben«, umgestellt werden; sie miissen »nicht so sehr auf Verinde-
rungen reagieren oder Veridnderungen anstofen, sondern - reflexiv - die Fihig-
keit zur Selbstverdnderung als ein Element der gesellschaftlichen Transformation
erwerben« (Preufl 1987, 13).

Es wird deutlich, daB Preufl zufolge nur eine Gkologisch orientierte, auf Unge-
wiBheit eingestellte Verfassung, die unterhalb der unterschiedlichen Interessen-
gruppen angesiedelt ist und operiert, ein ausreichendes Mall an zukunftsoffener
Lernfahigkeit der politischen und gesellschaftlichen Institutionen mobilisieren
und den permanenten »Ubergang von einer instabilen Position zur anderen« or-
ganisieren kann. Angesichts der Skologischen Krisensituation gilt, daf} es kei-
erlei externe Ausweichméglichkeit fiir politische Losungen mehr gibt, also auch
keine zentralisierten politischen Steuerungsmechanismen, die Stabilitit schaffen
konnten, indem sie die Rahmenbedingungen des gesellschaftlichen Handelns
festlegten und die Diversitit von Lebenswelten ignorierten. Vielmehr méchten
die Bedingungen des Handelns jeweils in den sozialen Handlungskontexten
selbst organisiert werden. Es gibt keine gesamtgesellschaftliche Rationalitit
mehr:

»Das Charakteristikum eines dkologischen Sozialmodells ist daher die Selbstkoordination heteroge-
ner Lebenswelten im Gegensatz zu ihrer Unterwerfung unter einen homogenen einheitlichen Wil-
len.« (Preull 1987, 14)

PreuB hat sich mit seinem interessanten Vorschlag zu einer Skologischen Demo-
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kratietheorie weiter vorgewagt als Blanke, verldit er doch den gewissermalen
sicheren Boden der reinen verfahrensrechtlich orientierten Verfassungstheorie,
um Gesichispunkte ihrer Weiterentwicklung herauszuarbeiten. Bei den folgenden
Einwinden teile ich die Voraussetzung von Preufl wie auch von Blanke, daf§ jede
Form der Externalisierung des gegenwirtigen gesellschaftlichen Lebens auf du-
Bere Natur, Staat, Zukunft historisch iiberholt ist. Die kapitalistischen Gesell-
schaften sind endgliltig mit der Tatsache ihrer Immanenz konfrontiert. Dies gilt
fiir Natur, die seit langem ein integrales Element dieser geselischaftlichen Imma-
nenz geworden ist {vgl. dazu schon Marx, Engels in der Deutschen Ideologie};
es betrifft aber auch den Staat, der, eben ein ‘sterblicher Gott’, nicht ldnger mehr
nach dem Modell begriffen werden kann, eine auBlergeselischaftliche, zentrale
Instanz zu sein, die die Gesellschaft global steuert (vgl. Poulantzas 1977, Demi-
rovic 1987, Offe 1987). Fiinf Einwinde mochte ich hier vorbringen, deren Ziel
es ist zu zeigen, daB PreuB das von ihm in Aussicht genommene Ziel einer Inte-
gration der drei Aspekte staatliche Steuerung, Demokratie und Okologie in die
Verfassungstheorie nicht erreicht:

1) Die o6kologische Perspektive verleitet PreuB zu einer harmonistischen Vor-

stellung von Natur. Denn in Analogie zur Artenvielfalt wird unterstellt, daB ein
»soziales Okosystem« mit einer Pluralitit von Lebenswelten den Umgang mit
UngewiBheit eher zustande brichte als die Aushandlung von auf Interessen be-
griindeten Zukunftsentwiirfen. Doch das "natiirliche’ Gleichgewicht Skologischer
Kreislaufe ist prekir, insofern es sich aus einer Vielzahl ineinander verschrinkter
FreBketten, ergibt; die Verinderungspotentialitit und flexible Einstellung auf
UngewiBheit durch Artenvielfalt impliziert auch, dafl immerhin einzelne Arten
aus dem Skologischen Kreislauf verschwinden; schlieBlich sind Okosysteme auch
von einer enormen funktionalen Statik gekennzeichnet, da sie jeder einzelnen
Spezies eine eindeutige Funktion zuweisen. Die Ubernahme einer ékologischen
Metaphorik erweist sich fiir die Gesellschaftstheorie also als problematisch.

2) Dariiberhinaus ist auch die theoretische Vermutung, Natur 16se das Problem

der UngewiBheit als solche, nur von holistischen und quasi-theologischen Pri-

missen aus plausibel, die von der Schépfung und der Natur als solcher ausgehen
und nicht von einzelnen Arten. Ubertragen auf die Gesellschaftstheorie bedeutet
dies, daf} systemische Interessen die Prioritit vor bestimmien Lebensformen er-
halten, obwohl doch zu vermuten ist, daB der Bestand der Gesellschaft von Form
und Verallgemeinerung bestimmter Lebensweisen und gesellschaftlichen Repro-
duktionsmustern abhédngt.

Der Analogieschluff von Natur auf Gesellschaft ist zirkuldr. Indem Natur holi-
stisch aufgefasst und als Modell sozialer Verhéltnisse dargestellt wird, wird sie
in ein gesellschaftliches Aufien projiziert und als Orientierung gesellschaftlicher
Selbstorganisation herangezogen. Gesellschaft bezieht sich danach iiber Natur als
externes Medium auf sich selbst. Indem Natur zur Norm geselischaftlicher Cri-
entierungen wird, wird sie als ein neutrales und neutralisierendes Gebiet gesell-
schaftlicher Gegensitze und Konflikte eingefiihrt.
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3) Warum sollte man sich die Perspektive des Gesamtsystems einer Gesellschaft
7u eigen machen, wie das in den Begriffen der Ungewifheit und des Lernens na-
hegelegt wird? Lernen fiir welches Ziel? Trifft die Beschreibung uaserer gesell-
schaftlichen Verhiltnisse als ungewifl zu? Hier kdnnte man gerade umgekehrt ar-
gumentieren, dafl die politischen Entwicklungen, die zur Forderung der Atom-
energieerzeugung oder aktuell der Reproduktions- und Biotechnologien gefiihrt
haben, ziemlich gut bekannt sind. Sie kdnnen durch die Analyse kapitalistischer
Produktionsverhiltnisse gut erklirt werden. Solche Entwicklungen zu verhin-
dern, briuchte es demnach nicht die Einstellung auf UngewiBheit. Diese
briuchte es nur angesichts des Wahrscheinlichkeitskoeffizienten von Katastro-
phen angesichts existierender Atomkraftwerke, freigesetzter kiinstlicher Viren,
der Vernichtung von Regenwildern etc., wiirde sich aber mit einem hiufig
geforderten Moratorium oder Investitionsstop eriibrigen. Denn das eigentliche
Problem dieser Gefahren ist ihre langfristige Wirksamkeit, die als soclche wenig
ungewif} ist.

4) Problematisch erscheint mir auch die Begriindung fiir die Orientierung an Zu-
kunft. Damit meine ich nicht nur die moralphilosophische Frage danach, warum
iiberhaupt die Orientierung an zukiinftigen Generationen zu einer bindenden
Verpflichtung heutigen gesellschaftlichen Handelns sein soll, sondern auch die
Konstruktion des Gegensatzes Offenheit fiir Zukunft vs. Gegenwartsautismus,
Systemoffenheit vs. Systemblockierung. Gegen diesen Gegensatz spricht, dafl in

/ der Generationenfolge jede Generation den folgenden die Primissen ihres Han-

delns auferlegen wird. Da Festlegungen ohnehin und zwangslaufig stattfinden,

. weil die Generationenfolge kein Nullsummenspiel ist, 148t sich die Giite der Be-

urteilungskriterien nur nach jeweils heutigen Gesichtspunkten festlegen. Doch
gibt es nicht die eine homogene Zukunft einer homogenen, gleichzeitig-gegen-
wirtigen Gesellschaft, sondern die Klassen und sozialen Gruppen haben jeweils
und gegeneinander viele und verschiedene Zukiinfte. Ein moralischer Appell
wird also kaum greifen gegeniiber Unternehmen, die mit prizisen Interessen ge-
zielt auf die Festlegung und Entfaltung einer ihnen gemifien Zukunft hinarbeiten
und wissen, da} ein solcher Appell allenfalls eine andere Zukunft meint. Zu-
kunft, Natur und Gattung konnen hier ebensowenig die Rolle eines substantiellen
Demokratiekriteriums spielen wie die von Preul zurecht kritisierte, im traditio-
nellen Marxismus gemachte Annahme einer homogenen Interessenlage der Ar-
beiterklasse. Allerdings erscheint trotz dieser problematischen Substantialisie-
rung der Hinweis plausibel, daf die Zukunft wie die Natur in irreversibler Weise
Objekte gegenwirtiger politischer Entscheidung geworden sind, die in der de-
mokratischen Willensbildung nicht mehr ignoriert werden diirfen. Das ist aller-
dings kein Problem der Zukunft, sondern der Gegenwart; hinzu kommt, daf} es
sich nicht um ein Nullsummenspiel, sondern um den Versuch handelt, ein Nega-
tiv- in ein Positivsummenspiel zu iiberfithren.

5) Die systemtheoretischen Implikationen der Argumentation werden auch dort
deutlich, wo Preuf} vorschléigt, das politische System, das bislang auf die Koor-



Okologische Krise und die Zukunft der Demokratie 455

dination von Interessen und Machtgruppen zielte, umgestellt werden sollte auf
eine permanente Neukalibrierung seines Gleichgewichtszustands. Ich sehe hier
einen Selbstwiderspruch. Das Regulationsproblem soli geldst werden durch die
Selbstkoordination von heterogenen Lebenswelten. Es erscheint aber nicht plau-
sibel, daff jemand gleichzeitig den Standpunkt einer spezifischen Lebenswelt und
den der Koordination aller Lebenswelten einnehmen kann - zumal dann, wenn es
diesen Standpunkt nicht mehr geben soll. Diesen Widerspruch kann Preuf je-
doch kaum umgehen, weil er auf den Anspruch nicht verzichten will, dafi die
Verfassungstheorie die Selbstkoordination verschiedener Lebenswelten und de-
zentraler Offentlichkeiten koordiniert.

.

Die theoretischen Vorschlige zur Weiterentwicklung des biirgerlichen Staates,
zum Einbau einer reflexiven Rationalitit, die Skologische Parameter umfasst,
erweisen sich als schwierig und selbstwiderspriichlich. Immer wieder entgleitet
der eine oder andere Aspekt des 'magischen Dreiecks' von Demokratie, Okolo-
gie und staatlicher Steuerung. Denn gelingt es, Natur zu einem relevanten staat-
lichen Handlungsparameter zu machen, scheint das demokratische Element zu
kurz zu kommen, wird der Akzent auf Demokratie gesetzt, ist nicht mehr deut-
lich, wie staatliche Steuerung mdglich sein soll. Dennoch ist es, unter dem Ge-
sichtspunkt der Rationalisierung staatlichen Handelns, durchaus sinnvoll, demo-
kratietheoretische Vorschlige zu entwickeln - selbst wenn sie nur von be-
schrinkter Reichweite oder die Chancen ihrer Durchsetzbarkeit eher gering sind.
Denn es kann davon ausgegangen werden, daf} der biirgerliche Staat die Ver-
dichtung instabiler Kriftegleichgewichte zwischen sozialen Klassen und Bewe-
gungen oder anders: eine Form der Bewegung von gesellschaftlichen Widersprii-
chen ist. Daher ist es fiir die subalternen sozialen Kollektive, die Arbeiterbewe-
gung und die sozialen Protestbewegungen, mit Blick auf ihre Zukunft méglich
und geboten, jeweils eigene Rationalititsstandards und gesellschaftliche Koordi-
nationsformen zu entwickeln, die zu einem Faktor des prekiren Kompromifi-
gleichgewichts werden und damit wesentlich die neue konkrete Form staatlicher
Herrschaft mitbestimmen, die sich in der gegenwirtigen Krise herausbilden wird
(Lipieiz 1985; Demirovic 1987a). Andeutungsweise mdchte ich betonen, daB es
sich bei diesen Rationalititsstandards nicht um Kriterien einer gesamtgesell-
schaftlichen Rationalitit handelt, mit deren Hilfe dem Biirgertum lediglich nach-
gewiesen wird, daB es mit partikularistischen Interessen das Allgemeinwohl
usurpiert. Eine solche Ideologiekritik weist lediglich auf die Bedeutung nichtin-
tendierter Nebenfolgen des kapitalistisch bestimmten Aneignungsprozesses der
Natur hin, 148t aber das Problem der Ursache, die Aneignung von Mehrwert im
Produktionsprozef und die Dynamik der Akkumulation und damit den natur-
wiichsigen Prozefi der Entfaltung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung weitge-
hend auBier Acht. Unterstellt wird herrschaftssoziologisch, daf} die Vielfiltigkeit
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gesellschaftlicher Interessenlagen das Ergebnis von Spaltungsstrategien der Herr-
schenden sind, die den homogenen Allgemeinwillen der Beherrschten an seiner
Entfaltung hindern wiirden. Ubersehen wird dabei, daf die Rationalititsstan-
dards selbst klassen-, gruppen- und geschlechtsspezifisch sind. Demgegeniiber
hat die vernunftkritische Diskussion im AnschiuB an Horkheimer/Adorno wie
auch Foucault die politische Bedeutung des Rationalititsbegriffs verdeutlicht und
darauf aufmerksam gemacht, daf ein wesentlicher Schritt zur Demokratisierung
und Uberwindung kapitalistischer Gesellschaftsformen in der Ausbildung neuar-
tiger Formen der Veraligemeinerung gesellschaftlicher Interessen bestiinde.
Diese michten vor allem darauf zielen, auch die gegenwiértige Form der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung kollektiven gesellschaftlichen Entscheidungen ver-
fiighar zu machen - also den Bereich, wo ein grofier Anteil der individuellen und
kollektiven Lebensinteressen entsteht und befriedigt wird wie auch das geseli-
schaftliche Naturverhiltnis seine technische Form annimmt.

Trotz Ubereinstimmung mit Preup und Blanke in einigen Punkten habe ich den
grundsitzlichen Einwand, dafi beide Autoren Natur als gesellschaftliches Ver-
‘hiltnis und Produktionsverhiltnisse nicht zusammenbringen, also die Bedeutung
kapitalistischer Produktionsverhiltnisse fiir die konkrete Form des. gesellschafili-
chen Naturverhiltnisses unbeachtet lassen. Blanke wendet sich gegen eine Kapi-

" talismuskritik von der Art Marcuses, deren kritischer Bezugspunkt unversehrte

Natur ist. Preu siedelt das Okologie-Problem unterhalb der Produktionsverhiilt-
nisse und der Klassen auf einer subpolitische Ebene an; er versucht also, die
Ebene einer neuen gesamtgesellschaftlichen Rationalitit zu bestimmen, die den
WachstumskompromiBh und seine negativen Folgen unterlduft. Beide Autoren
gelangen schliefilich zu dem Ergebnis, daf die weitere Entwicklung des biirgerli-
chen Staates sich in der Form einer kontrollierten Verfassungsentwicklung als
Lernprozef abspielen kénnte. In dieser Entwicklung kommt dem Verfassungs-
recht und damit Juristen, die es konzipieren und auslegen, eine Initiatorenrolle
zu. Sie sollen, iibersetzt man PreuB' und Blankes Uberlegungen in wissenschaft-
lich-juristisches Ethos, gleichzeitig die Kontinuitit und Stabilitit einer einheitli-
chen Rechtsordnung garantieren und durch ihre Initiative dazu beitragen, daB ein
dynamischer, sich selbst verdndernder Verfassungskorpus die zukiinftige histori-
sche Entwicklungen initiiért, steuert und festlegt. Von Juristen hingt demnach
also ganz wesentlich der historische Entwicklungsgang der kapitalistischen Ge-
sellschaften ab. Damit wird allerdings innerhalb des biirgerlichen Staates der
Akzent weniger auf Demokratie als auf Recht als dem Motor seiner Veranderung
gelegt.

Gegeniiber dieser Uberverallgemeinerung der Verfassungstheorie zum gesamtge-
sellschaftlichen Entwicklungsmotor, die de facto zur Verengung des Problems
‘Okologische Demokratie' auf Rechtsstaat fiihrt, méchte ich darauf insistieren,
daff gesellschaftliche Naturverhiltnisse sich nicht von Produktionsverhiltnissen
und den damit zusammenhingenden sozialen Auseinandersetzungen trennen las-
sen. Es kann vielmehr, hier an einen Diskussionsstrang des westlichen Marxis-
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mus ankniipfend, davon ausgegangen werden, dafl je nach ihrer Stellung im ge-
sellschaftlichen ProduktionsprozeB die verschiedenen und antagonistischen ge-
sellschaftlichen Gruppen und Klassen ein jeweils spezifisches Verhiltnis zur
Natur haben. Dieses Argument, besonders von Gramsci in den Quaderni del car-
cere und von Horkheimer und Adorno in der Dialektik der Aufkldrung ausgear-
beitet, kniipft an Hegels Uberlegung an, wonach die Form des Naturverhiltnis-
ses wesentlich durch die geselischaftliche Arbeitsteilung, also durch das Verhélt-
nis von Herr und Knecht determiniert ist. Nur flir den Herrn ist Natur reines
Obijekt, das er sich unmittelbar aneignen kann, weil es ihm durch den Knecht in
bearbeiteter Form schon immer zur Verfligung gestellit wird. Hingegen ist das
Selbstbewulitsein des Knechts durch die Arbeit und den ProzeB der Formung des
natiirlichen Gegenstands vermitteit (Hegel 1970, 150f.).

Der Stoffwechsel der Gesellschaft mit der Natur ist gesellschaftsimmanent.
Konnte eine lange Tradition der neuzeitlichen politischen Philosophie glauben,
die Giite der guten Regierung im MaB ihrer Anpassung an die #ufiere Natur zu
finden, so ist spitestens seit Hegel und Marx davon auszugehen, dafi gesell-
schaftliche und politische Verhéltnisse nicht von Natur vorgegeben werden und
auch nicht vorgegeben werden kénnen. Natur ist als solche kein einheitliches
Ganzes, das sich in einem urspriinglichen Gleichgewicht befinde. Die Naturge-
schichte der menschlichen Gesellschaften ist kontingent und reversibel. Aber
selbst eine so vorgestellte einheitliche und gleichgewichtige Natur wire letztlich
immer noch wissenschaftlich vermittelt. Die sozialen Auseinandersetzungen wi-
ren damit nicht beendet, sondern wiirden sich in Auslegungsfragen um die beste
Anpassung an ein imagindres natiirliches Gleichgewicht der MNatur unendlich
fortsetzen. Demgegeniiber erscheint es in der Perspektive der Abschaffung von
Herrschaft demokratischer, von der Einsicht auszugehen, dafl die geselischaftli-
chen Naturverhiltnisse in einem Herrschaftsverhiltnis zueinander stehen. Gram-
sci wie Horkheimer und Adomo haben in unterschiedlicher Weise herausgear-
beitet, daf} die mit Herrschaft und Ausbeutung verbundene Arbeitsteilung fiir die
verschiedenen Klassen eine jeweils verschiedene Einheit mit der Natur zu einem
Block konstituiert. Wihrend Horkheimer und Adorno, noch ganz in der Subjekt-
Objekt-Philosophie Lukdcs' befangen, in diesem Block aber nur die totale Ver-
dinglichung der entfremdeten Arbeit feststellen kmmen, die schlieBlich in die
vollstindige Vergesellschaftung und Unterwerfung der ersten Natur einmiindet,
betont Gramsci vor allem, dafl die Naturverhilinisse der verschiedenen Klassen
in einem Verhiltnis der Hegemonie und des Kompromisses zueinander stehen.
Alternative Naturverhéltnisse der unteren Klassen und beherrschter Vélker oder
sozialer Kollektive haben sich historisch (noch) nicht entfalten kénnen und exi-
stieren nur in embryonaler Form.

‘Natur' ist das historisch kontingente Ergebnis der Verallgemeinerung klassen-,
gruppen- und geschlechtsspezifischer gesellschaftlicher Naturverhéitnisse in und
durch Kollisionen und impliziten und expliziten Kompromissen, die auf allen ge-
sellschaftlichen Ebenen, der Skonomischen und politischen, der wissenschaftli-
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chen und technischen Ebene, gefunden werden miissen, soll es iiberhaupt zu ei-
ner Kontinuwitdt des kapitalistischen Akkumulationsprozesses kommen kénnen.
Krisenhaft, so kann gefolgert werden, ist die gegenwirtige Situation u.a. deswe-
gen, weil das hegemoniale, zur "objektiven Natur' naturalisierte gesellschaftliche
Naturverhiltnis des fordistisch-keynesianischen Klassenkompromisses der ver-
gangenen Jabrzehnte durch die Ausbildung neuer Lebensformen und neuer sozi-
aler Akteure in viele Naturverhiltnisse aufgelGst wird. Dies gilt nicht nur fiir das
Auftreten der neuen sozialen Bewegungen im Schatten des groBen korporatisti-
schen Blocks. Infrage gestellt werden die fiir die fordistische Akkumulations-
phase konstitutiven Rationalitits- und Objektivititsstandards in der Form einer
Kritik an universalistischen Moralprinzipien durch die Frauenbewegung (vgi.
Maihofer 1988). Da 'Natur' kaum mehr empiristisch und naturalistisch bestimmt
werden kann, sondern sich als Theoriekonstrukt erweist, werden auch die For-
men der wissenschaftlichen Objektivititskonstruktion Gegenstand von genealogi-
schen Analysen und Kritik (so u.a. Foucault, Fox Keller) und auf diese Weise in
heftige politische Auseinandersetzungen hineingezogen. Konflikte um die Hege-
monie spezifischer wissenschaftlicher Objektivititskonstruktionen konnen teil-
weise nicht mehr mit den Miiteln wissenschaftlicher Argumentation, sondern nur
noch mithilfe staatlich-symbolischer Gewalt geldst werden. Besonders deutlich
wurde dies in der Bundesrepublik, nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl, in
den Auseinandersetzungen um die Grenzwerte fiir verstrahlte Lebensmittel, die
zur Schaffung eines neuen Umweltministeriums filhrten, das den Anspruch auf
ein staatliches Definitionsmonopol von Grenzwerten erhob (vgl. dazu Beck
1986; Wolf 1987).

Es gibt dieser Uberlegung zufolge also nicht ein gesellschaftliches Naturverhilt-
nis, sondern mehrere, die auch in der Phase des fordistischen Wachstumsmodells
in einem hegemonialen Verhiltnis und Kompromifigleichgewicht zueinander
standen. Die Ebene des politischen Kompromisses von Machtgruppen und die
Ebene vielfiltiger Lebensweisen lassen sich nicht voneinander trennen, wie
Preufl dies mit der Vermutung tut, dafl die Heterogenitit der Lebenswelten als
solche schon ein 6kologisches Gleichgewicht im Verhiltnis zur Natur herstellen
kann. Vielmehr wird in der Form des gesellschaftlichen Kompromisses auch
iiber das vorherrschende gesellschaftliche Naturverhiltnis, diber die Form der
Naturaneignung, den Arbeitsprozeff und seine Organisation in der gesellschaftli-
chen Arbeitsteilung wie iiber die Form der politischen Koordination und Regu-
lierung entschieden. Mit anderen Worten, eine Demokratietheorie, die den 8ko-
logischen Parameter als konstitutives Element integrieren will, muB} bis zu einer
demokratischen Koordination der gesellschaftlichen Naturverhiltnisse vordrin-
gen. Da Natur aber eine gesellschaftliche Kategorie, das gesellschaftliche Natur-
verhéltnis durch die Form des Arbeits- und Aneignungsprozesses in der gesell-
schaftlichen Kooperation bestimmt ist, miissen sich demokratische Entschei-
dungsmechanismen notwendig auf die gesellschaftliche Arbeitsteilung, auf den
akkumulationslogisch bestimmten ProzeB der Ausdifferenzierung eigensinniger
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Tiatigkeitsgebiete erstrecken und diese zur Disposition gesellschafilicher Ent-
scheidung stellen.

Eine solche Uberlegung hat zur Konsequenz, die Grenzverliufe zwischen hete-
rogenen Lebensweisen kritisch infrage zu stellen. Denn ein Grofiteil gesell-
schaftlicher und Skologischer Probleme resultiert aus dem naturwiichsigen Cha-
rakter der gesellschaftlichen Dynamik und Kooperation, die gesellschaftliche
Titigkeiten mit einem quasi naturgesetzlichen Charakter ausdifferenziert und
wechselseitig filreinander blind macht. Gegeniiber dem Horror der Systemtheorie
und Theorien der Moderne vor einer Infragestellung der Logik der Ausdifferen-
zierung wire darauf zu insistieren, daf Ausdifferenzierung kein letztes und
‘natiirliches', den gesellschaftlichen Akteuren entzogenes Entwicklungsgesetz
moderner Gesellschaften bleiben darf. Doch in einer demokratietheoretischen
Perspektive kann das Ziel auch nicht die Herstellung eines homogenen Allge-
meinwillens sein. Als Alternative und Ausweg zu dieser Falle der Moderne bie-
tet sich eine Kultur des Konsensus an, die sich durch eine neue Logik der Arti-
kulation erreichen liefe (vgl. Laclau, Mouffe 1985; Lipietz 1986). Danach be-
deutet Authebung der Arbeitsieilung gerade nicht - und dies ist durchaus im
Sinne des gerade in diesem Punkt so hiufig mifverstandenen Marx -, hinter das
von kapitalistischen Gesellschaften erreichte hohe Niveau gesellschaftlicher Ko-
operation zuriickzufallen, sondern es im Gegenteil noch dadurch zu steigern, daf§
auch die Form der gesellschaftlichen Kooperation reflexiv zum Gegenstand
selbstbestimmter Koordination gemacht wird. Eine Reartikulation kooperativer
Praxisfelder stellt eine Rationalitits- und Komplexititssteigerung dar, insofern
die Formen gesellschaftlicher Arbeitsteilung nach den beiden Richtungen der
Entdifferenzierung wie der Ausdifferenzierung reflexiv werden und zur Disposi-
tion der sozialen Akteure stehen. Mit einer solchen Strategie der ‘reflexiven
Aus- und Entdifferenzierung’', um dies nur anzudeuten, kénnte systematisch die
Kumulation und Konzentration von Entscheidungsbedarf und -kompetenz in
staatlichen Entscheidungsinstanzen oder Unternehmensspitzen abgebaut werden.
Probleme kénnten dort entschieden werden, wo sie entstiinden, Folgen und Ne-
benfolgen kénnten schnell und fiexibel in den Entscheidungsprozefl einbezogen
werden, und je nach Problemlage konnte der Zuschnitt der sozialen Verhiltnisse
und ihrer jeweiligen Naturverhiltnisse flexibel neu hergestellt werden. Gerade
das noch hoher entwickelte MaBl an gesellschaftlicher Arbeitsteilung und Koope-
ration wiirde verhindern, dafl bestimmte Titigkeiten oder soziale Zuschreibun-
gen (z.B. Klassen- oder Geschlechternormen) zum Lebensschicksal der Individu-
en wiirden. Positiv formuliert, wére es den Individuen méglich, sich frei zu as-
sozieren und ihre Interessen dadurch zu entfalten, daf sie auf die Arbeitsteilung,
den Arbeitsproze und die gesellschaftlichen Naturverhéltnisse und deren Ver-
hiltnisse zueinander einen direkten Zugriff hitten (vgl. Burnheim 1987, 181).



460 Alex Demirovic

Literatur

Beck, U., 1986: Risikogesellschafi. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt

Becker, E., 1984: Natur als Politik?; in: Kluge, Th. (Hrsg.): Griine Politik. Der Stand einer Aus-
einandersetzung, Frankfurt

Benjamin, W., 1974: Der Begriff der Geschichte; in: ders.: Gesammelte Schrifien, Bd. 1.2, Fi

Blanke, Th., 1985: Recht, System und Moral - Voriiberlegungen zu einer Skologischen Verfas-
sungstheorie; in: H.-E. Béticher (Hrsg.): Recht Justiz Kritik, Baden-Baden

Blanke, Th, 1986: Autonomie und Demokratie; in: Kritische Justiz, H. 4

Burnheim, 1987: Uber Demokratie. Alternativen zum Parlamentarismus, Berlin

Demirovic, A., 1987: Demokratie, Okologie, okologische Demokratie, Sozial-Skologische
Arbeitspapiere, Nr. 27, Forschurigsgruppe Soziale Okologie, Frankfurt

Demirovic, A., 1987a: Biirgerliche Demokratie - ein historischer KompromiB?; in: Archiv fiir
Rechts- und Sozialphilosophie, H. 4

Demirovic, A., 1988: Marx und die Aporien der Demokratictheorie; in: Das Argumens 172

Hegel, G.F.W., 1970: Phdnomenologie des Geistes, Werkausgabe Bd. 3, Frankfuri

Horkheimer, M., 1987: Autoritirer Staat; in: Gesammelte Schrifien, Bd. 5, Frankfurt

Horkheimer, M., Adorno, Th.W., 1987: Dialektik der Aufklirung, in: Horkheimer, Gesammelie
Schrifien, Bd. 5, Frankfurt )

Jahn, Th., 1990: Das Problemverstindnis sozial-Gkologischer Forschung. Umrisse einer kritischen
Theorie gesellschaftlicher Naturverhiltnisse; in: E. Becker (Hrsg.): Jahrbuch fiir sozial-kolo-
gische Forschung 1990, Frankfurt

Laclau, E., Mouffe, Ch., 1991: Hegemonie und radikale Demokratie, Wien

Lipietz, A., 1985: Trois Crises. Metamorphoses du Capitalisme et Mouvement Ouvrier, Cepremap
Nr. 8528, Paris .

Lipietz, A., 1986: Les Conditions de la Construction d'un Mouvement alternaiif en France; Ce-
premap, Paris

Luhmann, N., 1987: Die Zukunft der Demokratie; in: Soziologische Aufkldrung 4, Opladen 1987

Maihofer, A., 1988: Ansitze zur Kritik des moralischen Universalismus, in: Feministische Studien,
Nr. 1, November

Maihofer, A., 1991: Das Recht bei Marx, Baden-Baden (im Erscheinen)

Marx, K., 1953: Grundrisse zur Kritik der Politischen Okonomie, Berlin (Ost)

Meyer-Abich, K.M., 1982: Vom biirgerlichen Rechtsstaat zur Rechtsgemeinschaft der Natur, Be-
dingungen einer verfassungsméfigen Ordnung der menschlichen Herrschaft in der Naturge-
schichte, in: Scheidewege, H. 3/4

O'Connor, J., 1988: Capitalism, Nature, Socialism: A Theoretical Introduction; in: Capital, Na-
ture, Socialism, Nr. 1, Fall 1988

Offe, C., 1986: Demokratic und hohere Amoralitit. Eine Erwiderung auf Nikias Luhmann in: Der
Traum der Vernunjt, Darmstadt

Offe, C., 1987: Die Staatstheorie auf der Suche nach ihrem Gegenstand. Beobachtungen und Dis-
kussionsstand, in: E. Ellwein, J. Hesse, R. Mayntz, F. Scharpf (Hrsg.), Jahrbuch zur Staats-
und Verwaltungswissenschaft, Bd. 1, Baden-Baden

Preup, U.K., 1984: Die Zukunfi: Miillhalde der Gegenwart? in: Offe, C., Guggenberger, B.
(Hrsg.), An den Grenzen der Mehrheitsdemokratie, Opladen

Preufl, U.K., 1985: Aktuelle Probleme einer linken Verfassungstheorie, in: Prokla 61

Preuf, U.K., 1987: Die Zukunft der Demokratie, in: Komitee fiir Grundrechie und Demokratie,
Jahrbuch ‘86

Preul, U.K. 1989: Perspektiven von Rechtsstaat und Demokratie, in: Kritische Justiz, H. 1

Wolf, R., 1987: Zur Antiquiertheit des Rechts in der Risikogeselischafi, in: Leviathan, H. 3



	Alex DemirovicÖkologische Krise und die Zukunft der Demokratie



